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VU-Mitglieder zufrieden mit Partei, aber 
nicht mit der Themensetzung im Landtag 
Die Hälfte der VU-Mitglieder findet, dass die Landtagsfraktion falsche Prioritäten setzt. 

Nur eines von vier Parteimit-
gliedern der Vaterländischen 
Union (VU) ist der Ansicht, dass 
die von der Landtagsfraktion 
behandelten Themen nahe am 
Bürger sind und dass die richti-
ge Themenwahl getroffen wird. 
Das zeigt eine parteiinterne 
Umfrage der VU, die vom 
Liechtenstein-Institut ausge-
wertet wurde. Die detaillierten 
Ergebnisse sind zum internen 
Gebrauch gedacht und werden 
daher nicht veröffentlicht. Das 
Liechtenstein-Institut publi-
zierte jedoch eine Kurzzusam-
menfassung. Demnach offen-
bart sich unter den rund 300 
befragten VU-Mitgliedern eine 
«durchaus kritische Grund-
stimmung» in Bezug auf die 
Themensetzung der Landtags-
fraktion. «Rund die Hälfte der 
befragten Mitglieder findet, 
dass die Themen der Landtags-
fraktion zu weit weg sind von 
den Bürgerinnen und Bürgern, 
respektive dass falsche Prioritä-
ten gesetzt werden», schreibt 
das Liechtenstein-Institut. 
Die grössten Probleme Liech-
tensteins sind aus Sicht der VU-
Mitglieder die Gesundheitskos-
ten, der Verkehr und die Alters-
vorsorge. Darauf folgen die 
hohen Lebenshaltungskosten 
und der Klimawandel.  

Und auch wenn die Manda-
tare aus Sicht der Mitglieder oft 
nicht die richtigen Themen be-
arbeiten, so fällt die Bewertung 

der Parteiarbeit insgesamt sehr 
positiv aus. Die klare Mehrheit 
der Mitglieder ist damit grund-
sätzlich zufrieden. Die Interes-
senvertretung insgesamt, die 
Arbeit der VU-Regierungsmit-
glieder und VU-Landtagsab -
geordneten sowie die Partei-
kommunikation erhalten gute 
Noten. Lediglich knapp 20 Pro -
zent bewerteten die Arbeit der 
VU auf einer Skala von 1 bis 10 
mit 5 oder weniger. 

Bei den Anmerkungen wur-
de am häufigsten eine grössere 
Nähe zu Volk und Parteibasis 
gewünscht. Viele Mitglieder 
sind der Meinung, dass so die 

Identifikation mit der Partei ge-
stärkt werden könnte. Beispiel-
hafte Anmerkungen der Um -
frageteilnehmenden diesbe-
züglich: «Wieder mehr den 
Puls am Volk fühlen, statt im 
stillen Kämmerlein politisie-
ren», «Weniger grün. Mehr 
Volksnähe. Mehr Arbeiterpartei 
und weniger nur für die 
Reichen da sein.» 

Oft wünschten sich die Mit-
glieder auch eine klarere Linie 
und klarere Positionen, wobei 
der Partei auch geraten wurde, 
proaktiver zu sein und auch un-
populäre Themen anzupacken. 
Dabei solle die VU klare Kante 

insbesondere gegen die DpL 
und gegen die FBP zeigen.   
Kritisiert wurde zuweilen auch 
die Kommunikation. Die Man-
datare müssten ihre politischen 
Vorstösse besser verkaufen, 
hiess es. Einzelne Mitglieder 
wünschten sich zudem ihre 
Parteizeitung zurück. «Die VU 
müsste dafür sorgen, dass das 
‹Liechtensteiner Vaterland› 
wieder vermehrt über die 
Arbeit unserer Mandatare be-
richtet», so gemäss Liechten-
stein-Institut eine beispielhafte 
Aussage. 
 
David Sele

Die derzeitige VU-Landtagsfraktion hat in der Partei einen schweren Stand. Bild: Daniel Schwendener

Niederlage für Regierung und Landtag 
ist statistisch wahrscheinlicher  
Heute startet die Online-Abstimmungsumfrage des Liechtenstein-Instituts für den Abstimmungssonntag am 21. Januar 2024. 

Patrik Schädler 
 
Seit Ende letzter Woche kann 
brieflich über die beiden Ener-
gievorlagen und die Abände-
rung des eGD-Gesetzes abge-
stimmt werden. Die letzte Ab-
stimmungsmöglichkeit besteht 
dann persönlich an der Urne am 
21. Januar 2024. Ein grosser 
Meinungsumschwung dürfte in 
den verbleibenden zwölf Tagen 
nicht mehr stattfinden. Denn 
wie eine Auswertung der letzten 
sieben Abstimmungsumfragen 
zeigt, ist durchschnittlich für  
90 Prozent der Abstimmenden 
heute klar, wie sie sich entschei-
den werden. Nur durchschnitt-
lich 10 Prozent entscheiden sich 

erst kurz vor der Abstimmung. 
Diese und viele andere Infor-
mationen wären nicht bekannt 
ohne entsprechende Befragun-
gen. Aus diesem Grund führt 
das Liechtenstein-Institut in Zu-
sammenarbeit mit dem «Liech-
tensteiner Vaterland» auch zu 
dieser Abstimmung eine anony-
me Onlineumfrage durch. 

Milic: Ablehnung wäre 
keine Ohrfeige 
Der bisherige Abstimmungs-
kampf zu den Energievorlagen 
war für Thomas Milic, For-
schungsleiter Politik am Liech-
tenstein-Institut «recht lang». 
«Er begann eigentlich schon, 
bevor das Referendum über-

haupt ergriffen wurde, also noch 
während des Vernehmlassungs-
verfahrens. Der Abstimmungs-
kampf war überdies intensiv: 
Beide Seiten, zu Beginn vor al-
lem die Gegnerschaft, später 
aber auch das Lager der Befür-
worterschaft, haben viel in Pla-
kate, Flugblätter und Inserate in-
vestiert», so Milic. 

Für die Regierung und den 
Landtag sind die beiden Ener-
gievorlagen zentrale Bestandtei-
le zur Erreichung der Energie- 
und Klimaziele. Eine Ablehnung 
der beiden Vorlagen könnte 
man auch als schallende Ohrfei-
ge für die Regierungsparteien 
sehen. Dem widerspricht Milic: 
«Das sehe ich nicht so drama- tisch.» In einer direkten Demo-

kratie seien Abstimmungsnie-
derlagen normal. 

«Rein statistisch gespro-
chen ist bei Referendumsab-
stimmungen eine Niederlage 
für die Behörden sogar wahr-
scheinlicher als ein Erfolg. Seit 
1919 wurden in Liechtenstein 
59 Prozent aller Abstimmungs-
fragen, die mittels Referendum 
ausgelöst wurden, abgelehnt.» 
Niederlagen an der Urne wür-
den – «solange sie sich nicht zu 
einer regelrechten Niederla-
genserie häufen» – vom politi-

schen System gewissermassen 
«eingepreist».  

Auch die aktuelle Konstella-
tion, dass sich die Regierungs-
parteien, das Fürstenhaus und 
zahlreiche Institutionen für 
eine Vorlage einsetzen würden, 
sei nicht aussergewöhnlich für 
Liechtenstein. Es sei sogar die 
häufigste Ausgangslage. «Ge-
nau deshalb ist es auch nicht 
einfach, daraus verlässliche 
Schlüsse auf das voraussichtli-
che Resultat zu ziehen», so Mil-
lic. Es hätten sich aus dieser 
Konstellation schon alle mögli-

chen Resultate ergeben. Eine 
Prognose gibt das Liechten-
stein-Institut wie immer nicht 
ab. Wertet man die bisher 72 
publizierten Lesermeinungen 
dazu aus, werden die Energie-
vorlagen mit 58 Prozent abge-
lehnt. Doch auch dieser Wert ist 
nicht verlässlich.

Für 90 Prozent sind die Meinungen zu diesem Zeitpunkt gemacht

Abstimmungsentscheidung             von Anfang an klar           mehrere Wochen davor              kurz vor der Abstimmung

Neubau Landesspital (2019)                                       61 %                                             25 %                                                    14 % 

S-Bahn (2020)                                                                 59 %                                             28 %                                                    13 % 

Initiative «HalbeHalbe» (2020)                                    78 %                                             14 %                                                       8 % 

Doppelte Staatsbürgerschaft (2020)                         73 %                                             16 %                                                    11 % 

Gesetzliche Grundlage für 2G-Regelung (2022)    87 %                                                8 %                                                       5 % 

Franchisebefreiung Im Rentenalter (2022)               76 %                                             13 %                                                    11 % 

Initiative «Casino-Verbot» (2023)                                85 %                                             10 %                                                       5 % 

Durchschnitt                                                                     74 %                                              16 %                                                      10 %
Quelle: Liechtenstein-Institut   Grafik: sap

Die beiden Energievorlagen stehen in zwölf Tagen im Mittelpunkt des 
Interesses.  Bild: Daniel Schwendener

Onlineumfrage zur 
Abstimmung gestartet 

Bereits zum achten Mal lanciert 
das Liechtenstein-Institut in Zu-
sammenarbeit mit dem «Liech-
tensteiner Vaterland» eine ano-
nyme Online-Abstimmungsum-
frage zu Volksabstimmungen. 
Mit der Onlineumfrage sollen die 
Meinungen und Einstellungen 
der Bevölkerung zu den aktuellen 
Abstimmungen in Erfahrung ge-
bracht werden. Die Teilnahme 
benötigt etwa 10 Minuten und ist 
bis zum 21. Januar 2024 um Mit-
ternacht möglich. 

Hinweis 
Hier gelangen Sie zur Umfrage: 
vaterland.li/abstimmungsum-
frage 

Vaduz: Bürgermeisterin erhält 
persönliche Mitarbeiterin 
Der Bürgermeisterin von Vaduz 
wird künftig eine persönliche 
Mitarbeiterin zur Verfügung ste-
hen. Der Gemeinderat geneh-
migte am 19. Dezember 2023 
eine entsprechende Vollzeitstel-
le, die dem Bürgermeisteramt 
angegliedert wird. Das geht aus 
dem gestern veröffentlichten 
Beschlussprotokoll hervor. Die 
Lohnkosten für die neue Stelle 
genehmigte der Gemeinderat  
bereits Anfang November im 
Rahmen des Budgets für 2024. 
Die nun erfolgte Anpassung des 
Stellenplans sieht die bisherige 
Leiterin der Gemeindekanzlei, 
Monja Camponovo, neu als per-
sönliche Mitarbeiterin von Bür-
germeisterin Petra Miescher vor. 
Die Leitung der Kanzlei ist somit 
vakant und wird ausgeschrie-
ben. 

«Das Bürgermeisteramt ist 
Ansprechpartner für den Ge-
meinderat, die Verwaltung, die 
Regierung, Amtsstellen, exter ne 
Organisationen und alle in Va-
duz ansässigen Menschen. Die-
se Vielfalt erfordert eine gute 
Organisation und eine kompe-
tente Ansprechperson, die alle 
Anliegen zur Kenntnis nimmt 
und vorbereitend für die Bür-
germeisterin bearbeitet», heisst 
es im Protokoll. Wegen der an-
stehenden «strategischen Wei-
terentwicklung» hinsichtlich 
Nachhaltigkeit, Zentrumsent-
wicklung, Digitalisierung, etc. 
sei es nötig, dass der Bürger-
meisterin diese Ressourcen zur 
Verfügung stehen.  

Bis anhin fungierte die Ge-
meindekanzlei als eine Art Se-

kretariat des Bürgermeisteram-
tes. Da sich der Aufgabenbe-
reich der Kanzlei jedoch enorm 
erweitert habe, könne die Un-
terstützung des Bürgermeister-
amtes «nicht mehr zufrieden-
stellend umgesetzt» werden.  

Eine Zunahme genereller 
rechtlicher Abklärungen, die 
Umsetzung der Datenschutz-
grundverordnung, die Digitali-
sierung, Kommunikation und  
neue gemeindeübergreifende 
Koordinationsaufgaben würden 
viel Ressourcen in der Kanzlei 
binden. Für die Mitarbeitenden 
der Kanzlei sei es «schwierig bis 
unmöglich», Mehrzeiten bzw. 
Ferienguthaben abzubauen, 
heisst es im Protokoll. Entspre-
chend habe sich die personelle 
Entwicklung seit längerer Zeit 
abgezeichnet. Die neue Stelle 
der Mitarbeiterin Bürgermeis-
teramt soll nun die Bürgermeis-
terin und die Kanzlei entlasten.  

Bürgermeisterin bis auf 
Weiteres im Krankenstand 
Zeugnis der hohen Arbeitsbelas-
tung im Bürgermeisteramt lie-
ferte vor Kurzem der krank-
heitsbedingte Ausfall der Amts-
inhaberin Petra Miescher. Gut 
sieben Monate nach Amtsantritt 
musste Miescher am 28. De-
zember, auf dringlichen ärztli-
chen Rat hin, in den Kranken-
stand treten. Grund sei eine «zu-
nehmende körperliche und 
mentale Erschöpfung», liess die 
Bürgermeisterin in einem State-
ment vergangene Woche wis -
sen. Ob und wann sie ins Amt 
zurückkehrt, ist unklar. (ds)


